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Tätigkeitsstätte: Erste Tätigkeitsstätte bei mehrjährigen Versetzungen und Werbungskosten

Wenn Sie eine Beschäftigung aufnehmen, wird auch (vertraglich) vereinbart, wo ihr Einsatzort ist. 
Dies ist aus steuerlicher Sicht wichtig, da es sich auf die abzugsfähigen Werbungskosten auswirkt. 
Ist der Ort, an den Sie täglich fahren, Ihre erste Tätigkeitsstätte, können Sie für die Fahrten nur die 
Entfernungspauschale ansetzen. Ansonsten können Sie die gefahrenen Kilometer geltend machen. 
Im Streitfall musste das Finanzgericht Münster (FG) über das Vorliegen einer ersten Tätigkeitsstätte 
entscheiden.
Die Kläger wurden in den Jahren 2012 und 2013 zusammen veranlagt. Sie sind beide Beamte und 
wurden von ihrem jeweiligen Dienstort an eine Ausbildungsstätte versetzt. Die Versetzungen waren 
ursprünglich auf vier Jahre befristet mit der Möglichkeit zu einer einmaligen Verlängerung um maxi-
mal zwei Jahre. Vor Ablauf der vier Jahre verlängerte der Dienstherr den Verwendungszeitraum um 
weitere zwei Jahre und danach noch mehrmals um weitere zwei Jahre. Im Anschluss sollte eine 
Versetzung an eine "Wunschbehörde" erfolgen. In der Einkommensteuererklärung 2020 machten 
die Kläger für die Fahrten zur Ausbildungsstätte Reisekosten geltend.
Das Finanzamt gewährte jedoch nur die Entfernungspauschale, da es die Ausbildungsstätte als erste 
Tätigkeitsstätte ansah.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Die Fahrten seien nach den Reisekostengrundsätzen zu 
berücksichtigen. Die erste Tätigkeitsstätte werde vorrangig anhand der arbeits- oder dienstrechtli-
chen Zuordnung des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber bestimmt. Hilfsweise erfolge die Beur-
teilung mittels quantitativer Kriterien.
Im Streitfall seien die Kläger zwar an die Ausbildungsstätte versetzt, ihr jedoch nicht dauerhaft zuge-
ordnet worden. Die Ausbildungsstätte sei daher nicht die erste Tätigkeitsstätte. Nach den Festlegun-
gen des Dienstherrn hätten die Kläger zunächst nur vorübergehend für einen Zeitraum von vier 
Jahren und damit für einen Zeitraum von nicht mehr als 48 Monaten ihren Dienst in der Ausbil-
dungsstätte verrichten sollen. Die nachfolgende mehrfache Verlängerung der Verwendungszeiträu-
me um jeweils zwei Jahre führe zu keiner Änderung des Sachverhalts.
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Arbeitnehmer aufgepasst: Wann Kosten einer doppelten Haushaltsführung abziehbar sind

Richten sich Arbeitnehmer aus beruflichen Gründen eine Zweitwohnung ein, können sie die anfal-
lenden Aufwendungen im Rahmen einer sog. doppelten Haushaltsführung als Werbungskosten 
absetzen. Voraussetzung für den steuerlichen Abzug ist unter anderem, dass der Arbeitnehmer 
außerhalb des Ortes seiner ersten Tätigkeitsstätte einen eigenen Hausstand (d.h. eine Hauptwoh-
nung) unterhält und gleichzeitig am Ort seiner ersten Tätigkeitsstätte wohnt (Zweitwohnung). Die 
Hauptwohnung befindet sich dort, wo der Arbeitnehmer seinen Lebensmittelpunkt hat und sich 
regelmäßig aufhält. Wenn sich der Lebensmittelpunkt an den Beschäftigungsort verlagert, liegt steu-
erlich keine doppelte Haushaltsführung mehr vor.
Hinweis: Bei der Bestimmung des Lebensmittelpunkts ist für das Finanzamt wichtig, wann und wie 
lange die jeweilige Wohnung genutzt wird, wie groß diese ist und wie sie ausgestattet ist. Von 
Bedeutung ist außerdem die Zahl der dorthin unternommenen Heimfahrten und die Frage, zu 
welchem Ort die intensiveren persönlichen Beziehungen bestehen.
Ein eigener Hausstand (Hauptwohnung) setzt voraus, dass die Wohnung aus eigenem Recht, 
beispielsweise als Eigentümer oder als Mieter, genutzt wird und dass sich der Arbeitnehmer finanzi-
ell an den Kosten der dortigen Haushaltsführung zumindest beteiligt. Auch bei älteren, wirtschaft-
lich selbständigen, berufstätigen Kindern, die mit ihren Eltern in einem gemeinsamen Haushalt 
leben, muss die finanzielle Beteiligung gegenüber dem Finanzamt dargelegt werden. Kein eigener 
Hausstand und somit keine doppelte Haushaltsführung liegen vor, wenn Arbeitnehmer im Haushalt 
der Eltern kostenlos lediglich ein oder mehrere Zimmer bewohnen.
Hinweis: Bagatellbeträge reichen als Haushaltskostenbeteiligung nicht aus, denn diese muss monat-
lich bei mehr als 10 % der laufenden Kosten der Haushaltsführung (z.B. Miete, Mietnebenkosten, 
Kosten für Lebensmittel und andere Dinge des täglichen Bedarfs) liegen.
Wird eine doppelte Haushaltsführung vom Finanzamt akzeptiert, dürfen die Kosten der Zweitwoh-
nung (Unterkunftskosten) bis zu einem Höchstbetrag von 1.000 EUR pro Monat steuermindernd 
geltend gemacht werden. Eingerechnet werden dürfen hier beispielsweise die Miete inklusive 
Betriebskosten, Reinigungskosten, Zweitwohnungsteuer, Rundfunkbeiträge sowie Miet- oder 
Pachtgebühren für Kfz-Stellplätze. Ist der Arbeitnehmer selbst Eigentümer der Zweitwohnung, darf 
er Absetzungen für Abnutzung (AfA) und die Schuldzinsen seiner Immobilienfinanzierung abziehen.
Auch Umzugskosten bei Begründung oder Beendigung der doppelten Haushaltsführung sind Wer-
bungskosten, sofern der Umzug beruflich veranlasst ist. Für die ersten drei Monate nach Begrün-
dung einer doppelten Haushaltsführung können zudem Pauschalen für Verpflegungsmehraufwand 
geltend gemacht werden. Abziehbar ist zudem eine Familienheimfahrt pro Woche, und zwar mit 
0,30 EUR pro Entfernungskilometer, der zwischen dem Ort des eigenen Hausstands und dem 
Beschäftigungsort liegt (0,38 EUR ab dem 21. Entfernungskilometer), somit also nur für die einfache 
Wegstrecke.
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Ab 2025 gezahlte Abfindungen: Ermäßigte Besteuerung gilt nicht mehr im Lohnsteuerabzugsver-
fahren

Wenn Sie als Arbeitnehmer eine Entschädigung oder Abfindung von Ihrem Arbeitgeber erhalten, 
können Sie diese Zahlung ermäßigt nach der sog. Fünftelregelung versteuern. Das Finanzamt setzt 
dann statt des regulären Einkommensteuertarifs nur einen reduzierten Steuersatz an.
Hinweis: Die Anwendung der Fünftelregelung führt zur Abmilderung der Progressionswirkung, die 
beim Bezug von zusammengeballten Einkünften in einem Veranlagungszeitraum entsteht.
In dem Anfang 2024 verkündeten Wachstumschancengesetz wurde geregelt, dass die Fünftelrege-
lung ab 2025 nicht mehr im Rahmen des Lohnsteuerabzugsverfahrens beansprucht werden kann. 
Die Steuerersparnis, die sich aus der Anwendung der Fünftelregelung ergibt, kann also nicht mehr 
direkt während des Jahres über einen reduzierten Lohnsteuereinbehalt erzielt werden. Durch diesen 
Schritt sollen Arbeitgeber entlastet werden, da die Umsetzung der Fünftelregelung im Rahmen des 
Lohnsteuerabzugs für sie sehr aufwendig und mitunter mit Rechtsunsicherheiten behaftet ist.
Arbeitnehmer können die ermäßigte Besteuerung für Abfindungen und Entschädigungen somit nur 
noch über die Einkommensteuerveranlagung erhalten - die zu viel einbehaltene Lohnsteuer wird 
vom Finanzamt dann erst über den Einkommensteuerbescheid erstattet. Arbeitnehmer profitieren 
also nicht mehr direkt und unterjährig von dem Steuervorteil der Fünftelregelung, sondern erst 
nachträglich.
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